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'Uri oder Gewohnheitsrecht in Iran:
Quellen, Praxis und Begrifflichkeit

Christoph Wemer

Gibt es in Iran ein "Gewohnheit srecht"? Sowohl im histori schen als auch im
gegenwartsbezogenen Zusammenhang ist in Iran selten von rituali sierten Blut­
ode r Eigentumsfehden, unisiamischen Erbrechtsbestimmungen oder andauern­
den Konflikten zwischen Staat und Ge wohnheits recht die Rede. Die Frage, ob
Iran einen Sonderfall darstellt, liegt auf der Hand. Denkbar wäre aber auch, daß
Iran zusam men mit anderen urb an geprägten Län dern den Nor mal fa ll bildet ,
von dem sich andere Regionen der islamischen We lt abheben.

Der vorliegende Beitrag ist die Dokumentation einer Suche, der Suche nach
einem "Gewohn heitsrecht" in Ira n. Den n obw ohl "Gewohnheitsrec ht" offe n­
sichtlic h keine zentra le oder de r Se lbstidentifikation die nende Rolle in Iran ein­
nimmt, begegnen wir in der gesc hich tlichen Betrachtung regelmäßig den Be­
griffen Curf und Gewohnheitsrecht. Die Suche nac h einem "Gewohnhei tsrec ht"
ist daher nicht zuletzt eine Suche nach den breit gestreuten Bedeutungsebenen
von "uri. ' Urt kann uns als weltliches Recht oder säkulare Rechtsprechung
begegnen, aber auch als Bestand teil des islamischen Rec hts. Es kann sich auf
Verwa ltungs prakti ken und Steuern be ziehen, aber auc h auf Strafrecht oder
Polizeigewalt. In seiner Bedeu tung als Brauchtum kann es zudem die Gesamt­
heit von sozialen und gesellschaftlichen Regeln und Vorste llungen umfassen,
die das Leben des Einzelnen wie das der Gemeinschaft bestimmen. Möglicher­
weise gibt es ja nicht nur ein Gewohnheitsrecht in Iran, sondern je nach ge­
wählter Perspekti ve und Definition eine Vie lzahl von Phänomenen, die als
Gewohnheitsrec hte zu verstehen sind.

Es fäll t schw er, in Iran ein "Gewohnheitsrecht" eindeutig zu lokalisieren ­
vor alle m, wenn ma n auf de r Suche nach einem traditionell praktizierte n
Rechtssystem ist, das in Konk urre nz zur Sc haria steht. Trotz der his torisch oft
tribai begründe ten Staatlichkeit in Iran fehlt ein übergreifendes tribales Rech ts­
ethos, wie wir es im afghanisehen Pashtun wali finden, oder in der Konk urrenz
zwischen Stammesrecht und Gelehrtenrec ht in Nordafrika. Die Existenz eines
deutlich abgegrenzten "Gewohnheit srech ts" scheint häufig mit einer relativ
späten oder oberflächlichen Isla misierung einh erzugehe n; ken nzeichnend ist
ebenfa lls eine relativ schwac he Position der islamischen Geistlichkeit, die eher
gesellschaftlic h geduldet wird , als daß sie aktiv Normen zu setzen imstande
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wä re. Auffallend ist auch , daß eigenständige "Gewohnheitsrechte" häufiger in
peripheren Reg ionen der islamischen Wel t anzutreffen sind; zumindest werden
sie dor t stä rker wahrgenommen und thematisiert. Dies gilt auc h für die Unter­
scheidung zwischen vorwiegend städtisch geprägten und ländlichen Reg ionen
des islamischen Ku lturraums. Selten ist in ei nem urbanen Ko ntext von Ge­
wohnheitsrecht die Rede, auc h wen n es vorderhand nicht ein leuc htend ist, wa­
rum gewohnhe itsrec htlie he Regeln im Basar wen iger Bedeutung haben soll ten
als in abgeschiedenen Bergtälcm.

Dennoc h ist Gewohnhei tsrecht ein wiederkehrendes Thema in der Literatur
zur islamischen Geschichte Irans. Fast immer tritt dabei erläuternd oder in
Parenthese der Beg riff curf (oder 'ott, 'ourf) hinzu . Umgekehr t wird Curfgerne
als Fachbegriff eingeführt und regelmä ßig als "Gewohnheitsrecht", "customary
law " oder "droi t cout um ier" wiede rgegeben. "Urf ode r 'utti bildet dabei me ist
mit sut" - sarc

] ein Begriffs paar, das auf zwei voneinan der getrennte Rechts-'
sphären, die des geistlic hen Sc hariarechts und des staatlichen "Gewohnhei ts­
rechts" verweist. Fol gt man dieser Sichtweise, so bestand in Iran, im Gegensatz
zu viele n anderen im Rah me n des Symposiums betrachteten Reg ionen, eine
enge Identifikation von Gew ohnheitsrecht und .staatlicher Autori tät.

Es geht mir im fo lge nden wen iger um die Bes timmung ode r Beschre ibung
von konkreten gewohnhei tsrec htliehen Praktiken oder Regeln. Angestrebt wird
vie lmehr eine Begr iffsbesti mmung von curfim iranischen Kon tex t. Dabei soll
überprüft werde n, in we lchen Zusammenhängen eine Gleichsetzung von "urt
und "Gewohnhei tsrecht" mög lich und stimmig ist.

Verschiedene Pc rsp cktiven und Quellen lei ten die Suche nach einem
Gewohnheitsrecht in Ira n. Die Bes chre ibung der rechtlichen Situation im vor­
modern en Iran durch europäische Reisende und die Übernahme ihrer Sich tweise
in die mo derne Forschu ngs literatur steht dab ei am Anfang . Die str ik te
Opposition von geistlicher Rechtsautor ität und staatlicher Rechtsprechung, wie
sie in wes Ll ichen Quellen ko ns tat iert wird, so ll kriti sch hinterfragt we rde n.
Inwieweit sp iegelt der dort beschriebene Dualismus eigene Denkm uster wider,
die sich im en gen Rahmen von geistlich-weltlichem, säkular-religiösem, und
kanonisch-römischem Recht bewegen? Die Perspektive der pers ischen Verwal­
tun g und der Vertreter des angewandten islam ischen Rec hts in Iran so ll eine
kontrastierende Sichtweise eröffnen. De r Begriff curftri tt nämlich in persischen
his torischen Quellen weit weniger akzentuiert auf. Dient curfauch in pe rsischen
Beschreibungen staatlicher Ve rwaltung , Rechtsprechung und Machtausübung
als eine übergreifen de begri ff1iche Kategorie?

Auf der Suche nach eine m "ec hten Gewohn heitsrecht" werden wir am
ehesten bei den tri baien Gesellschaften Ira ns fü ndig. Auffa llend ist aber die
spürbare Zurückhaltu ng de r westlichen ethnologischen Forschung, rec htliche
Kategorien anzuwenden. Wir finden ein "Gewohnheitsrecht", scheine n dabei
aber oft den Begriff "utt z» verl ieren. Ga nz beson ders ste llt sich die Frage nach
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der Konkurrenz von tri ba Ien Rech tsnorme n mit staat lichem Recht und
islamischer Rechtsautorität.

Auch in der theoretischen Behand lung der Grundlagen islamischer Rechts­
wissen schaft ist "urf in der Bedeutung Brauch, Sitte oder Gewohnheitsrecht
von zentraler Bedeutung. In der iranischen Verfa ssungsrevolution von 1905-06
drehte sich die Diskussion der Rechtsgelehrten vor allem um die Definition
und den Zust ändigkeitsbereich von "urtiy iit, den zivilrechtliehen Belangen. In
j üngsterZeit greifen reformistische Ansätze in der schiitischen Recht swissen­
schaft verstärkt auf ' urt als epistemologische Kategorie zurück, um den
interpretatorischen Spielraum des islamischen Recht s zu erweitern. Damit eröff­
net sich eine weitere Bede utungsebene von "urf, die sich ebenfalls nicht mehr
allein auf "Gewohnheitsrecht" reduzieren lässt.

Ser" und "urt aus der Sicht europäischer Beobachter

Die Existenz von zwei einander diametral gegenüberstehenden Rechtsbereichen
und Rechtsautoritäten - bezeichnet als sarCund "uri - wird für die Geschi chte
Irans regelmäßig postuliert. Formen direkter staatlicher Recht sausübung, also
ohne die Delegation an geistliche Richter, finden sich in Iran schon seit der
Seldschukenzeil. Sie sind Teil der sich neu formierenden Herrschaftsstrukturen
und der Aus bild ung einer islamisch-iran ischen Verwaltungstradition. In der
Zeit der I1khane kam noch eine weitere Recht stradition hinzu, die des mongo li­
schen Rechts (yasä ), für dessen Ausübung auch spezielle Gerichte eingerichtet
wurden. Mit der Etablieru ng der Safawiden im 16. Jahrhunder t und der Durch­
setzung der Schia als offizieller 'Staatsreligion' ergabe n sich neue Dime nsionen
im Verhältnis zwischen staatlic her und geistlicher Rec hts übung. Aus dieser
Zeit verfügen wir über die ersten ausfüh rlichen Beschreibungen der rechtli chen
Situation in Iran aus der Feder europäischer Reisender und Diplomaten.'

Engclbert Kaempfer beschreibt die Situation im 17. Jah rhundert wie folgt:

"Hierbei muß man be rücks ich tige n, da ß das per sische Rec htswesen in zwei
Tei le zerfällt, und zwar: I . in das Gew ohnheitsrecht, das sic h auf die jeweilige
örtliche Rechtsübung stützt und des sen Betreuung in den Händen des Reichs­
profossen, bzw. der Stadth auptleute liegt ; 2. in das gei stliche Recht , dessen Bet reu­
ung dem Reichshohepriester. de n (geistlichen) Richtern und den Rechtsäl testen

I Zur yasä siehe Ann K.S. Lambton , Continuity and change in medievaJ Persia: Aspects of admi­
nistrative, economic and sociel his tory, 11th-14th cencury, Albany 1988, 82-4 . Eine übergrei­
fende Dars tellung wel tlicher Ger ich tsbarkeit in Iran und der Dichotomie von sar" und "urt'
bietet Ann K.S. Lambton, "Mahk arna: 3. Iran", EncycJopaedia of Islam 2, 6:11-22.
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obliegt. Die Scheidung in weltliche und geistliche Richt er ist somit deutlich
durchgeführt .v/

Hier treffen wir also auf ein iranisches "Gewohnheitsrecht". Allerdings ist
zu beachten, daß Walther Hinz in seiner Übersetzung interpretiert. Im latei ­
nischen Text ist von "Urt, sive [ius] civile, [...] veJ Sjerre sive [ius] sptititusle"
die Rede.3 Dabei wird zwar auf die zugrunde liegenden lokalen Gewohnheiten
(c onsuew dines) verwiesen , aber der Begriff "urt wird als "Zivilrecht"
wiedergegeben. Inwieweit handelt es sich bei dem von Kaempfer beschriebenen
"Zivilrecht" ( Curf) wirklich um ein "Gewohnheitsrecht" ,? Für das nähere
Verständnis ist wic htig, daß die Autoren des 17. und 18. Jahrhunderts mit
Zivilrecht nicht "Privatrecht" im heutigen deutschen Sinne beze ichnen, sondern
staatliches , röm isches Recht im Gegensatz zum Kirchenrecht. Die sich bei
Kaempfer anschließende Schi lderung der Kompetenzen des "Reichsprofossen"
(divä nbcgi) macht deutlich, daß dieses Zivilrecht vor allem ein Strafrecht ist.
Der divänbegi verfolgt und best raft Kapitalverbrechen wie Mo rd und
Vergewaltigung.

Eine zuerst abweichende Sichtweise eröffnet die Beschreibung von Jea n
Chardin aus derselben Zei t: "Die Perser haben nur ein Wort für das zivile und
das kanonische Recht , und das ist cherhay, was so viel heißt wie legal, erlaubt,
und abgeleitet ist von chera, was das Recht par exceJlcnce bezeichnet, d.h, das
gött liche Recht. "4 Dieser Aussage nac h gib t es also nur ein Recht. Ziv ilrecht ,
im Sinne von wel tlichem Recht, und geistliches Recht fallen beide unter die
Zuständigkeit der Scharia.

In seinen folgenden Ausführungen trifft Chardinjedoch eine weitere Unter­
scheidung : "Das Zivilrecht ist heute get rennt in cherey und ouit, und diese
Trennung der Justiz ist sehr beachtenswert. Chcray ist das Zivilrecht , das sich
auf den Koran und die von den ersten zwölf Nachfolgern Mohammeds erstellten
Kommentare stützt. Outf bedeutet gena ugenommen "Gewalt" und "Zwang",
und steht hier für die dem Recht entgegenstehende Macht, d.h. die des Stärke­
ren. Dieser Name rühr t daher , daß sic h dieses ourf-Recht allein auf die könig­
liche Autorität stützt. Die frommen Perser , und natürlich die Kleriker, betrach­
ten dieses ourf-Recht als eine Form der Tyrannei , und sie beschim pfen die
meisten Sprüche der Regierungstribun ale, als ouries t, cherhay ttist, d.h. es sei
ein Gewalturt eil, und nicht legal; dieses ourf-Recht ist also nichts anderes als

2 Enge1be rt Kaernpfer, Am Hofe des persischen Großkonigs (1684-85) : Das erste Buch der
Amocnira rcs Exotieee. eingeleitet und in deut scher Bearbeitung von Wa lther Hinz, Leipz ig
1940. 105.

3 Engelbert Kaempfer, Atnocnitetcs cxcoticae politico -ptiysico-mcdicurum. Lemgo 1712, Nach­
druck Teheran 1976. 80.

4 Jean Chardin, Voyages de Mr. lc Cheva lier Chardin en Perse et autres lieux de I'Orient, 10
Bde.• Paris 1723. 6:264: "Les Persans n'on t merne qu 'un terme pour signifier lc Droit Civ il & le
Droit Cano n, qui es t le mot de cherhay, qui veut dire legal , licite, venan l de chera, qui sigifie la
Loi, par excellence, c'es t-ä-dire la Lai Divine, [...[."
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das natürliche Recht des Stärkeren" .s Im Gege nsatz zur Sch ilderun g Kaempfers
umfaßt das persische Zivi lrech t also auch die Scharia, ja meh r noch , Schari a
und Zi vilrec ht sind iden tisch. De m "uri hin gegen wird nicht der Cha rakter
eines "Gewohnheitsrec hts" e inge räumt. Sei n rec htlicher Charak ter wird von
Cha rdin gru ndsä tzlich bestri tten und es wird auf die Ebene eines - negativ
bese tzten - Naturrechts herabgestuft. An anderer Stelle verwendet Chardin noch
ein weiteres Begriffspaar: das der autorite supteme, die dem "geschriebenen
Recht" (Ja Lo i ecti te; gegenüberstehe .

Wäh rend Kaem pfer curi recht kurz als ein v on Gewoh nheit geprägtes staat­
liches (Straf-)Rec ht beschreibt, ist es bei Chardin eine Ausprägung des orien ta­
lischen Despotis mus .P Es beruhe auf dem Droit nature} oder dem "Recht der
Leute ", Droit des gens. Auch der gesamte Bereich staatlicher Verwal tung und
Gewaltausübung fäll t unter die Bezeichnung ' ui t. Zum Magis trat ouri. ou de le
force zählen die Minister genauso wie die Nachtwäc hter und Dorfvorsteher.

All dies zeigt uns die begriffl ichen Probl eme europäische r Beobachter und
demonstri ert in augenfälliger Wei se ein Verständnisproblem, das nicht nur
sprachlicher Natur ist , sondern tiefer ge he nde Probl eme des Kul turt ransfers
ausdrückt. Um zu einem näheren Ve rstä ndnis von "uri i» ge langen, mag dies
wen ig hilfreich sein. Entsche idend istj edoch , daß diese frühe Sicht der recht li­
chen Situation in Iran von späte ren Reisenden aufgenommen wurde und auch in
der modemen Literatur fortgeführt wird.?

Deutlic her als bei Chardin und Kaernpfer erfolgt bei spätere n Autoren die
Gleichsetzung von "ut f mit Gewohnheitsrecht. So schreibt John Mal eolm zu
Beg inn des 19. Jahrhunderts:

"By the theory of a Mahomedan government there should be no other courts of
justice except those es tablished for the administration of the Sher räh, or writtcn
law; butin Persia there is another branch of judicature, which is termed Urf, a word

5 Ibid. 266: "Lc Droit Civil des Persans sc distinguc aujourd'hui en Chera y, & Ourf, & c'cst une
chose fort remarquable que cette distin ction de Justice . Chcray est , comme je le viens de le
dire, le Droit Civil fonde sur l'Alcoran , & sur les Commenlaires qu i ont eIe faits dess us par les
do uze prem iers Successeurs de Ma horned. Ourf sig nifie proprcrnent violence & force, & il se
prend ici pour la force oposee au Droit, c'est -ä-dire, pour la raison du plus fort. comme nous
disons. Ce nom vient de cc que ce tte Ju slice ourf est fond öc sur la seule autorite Royale . Lcs
devots Persan s. & sur tout les Ecclesiastiques, regardent ce Droit ourf comme un espece de
tyrannie, & ils s'ec rient sur la pl üpart de s actes de Justicc qu i procedent des Tribu neaux du
Gouverne ment politique, OUrfeSI, chera y nist, c'es t-ä-dire que c'est une sentcncc de violence &
non pas juridique; cependant ce Droit ourf n'est que le Droit naturcl bien entendu. "

6 Zum Konzept des orien talischen Despotismu s bei Chardin und Kacmpfcr vg l. Stefan Bra ­
kcnsiek, "Politische Urteilsbildung zwischen Empirie und Trad ition : Der Persien-Bericht des
Engelbert Kaernpfcr 1684/ 85". in: Engelbett Kämpfer (/651-1716) und die kul turelle
Begegn ung z wischen Europu und Asien. hg. Sabine Klocke-Daffa , Jürgen Sch effler, Gise la
Wilbertz, (Lippische Studien 18). Lemgo 2003. 93-124 .

7 Stellvertretend sei verwiesen auf Ann K.S. Lambton, Landlord and peasant in Pcrsis: A study of
land tenute und land revenue admini strntion . Lond on 1953. 12 1f.. 143 mit Zitaten von Cha rdin
und Malcolm.
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which means known 0 1' customary; and the tenn is referrible to the principle that
should govern the secular magistrates by whom it is adrninistered, who ought to
decide all cases brought before them aceording 10 preeedent, or custom.',R

Auch bei Maleolm fehlt nich t der Verweis auf die "despotie auth ori ty", die
hinter diesem Recht bzw . dieser Jur isdiktion und ihren Au toritä ten steht. Zu
den Trägem und den ausführenden Kräften des curfzählt er den Herrscher, seine
Mini ster, die Provinzgouverneu re, die Befehlsh aber von St ädt en und die
Bürgermeister, die Steuereintreiber, Dorfvor steher und alle ihnen unterstehen­
den Amt sträger. Er zieht den Vergleich zur Polizei in "be sser geordneten
Gesell schaften", wobei die Vertreter de s "urt in Iran aber keinerlei Rech t
unterstünden."

In einer reziproken Zuschreibung wird damit staatliche Gewalt in all ihren
Formen, also die Antwort des Sch ahs auf eine Petition, die Festsetzung eines
Steuerkatasters oder die Verhäng ung eines Todesurteils durch einen Gouverneur
genauso wie die Sch lich tung eines Streits übe r ein verlorengegangenes Schaf
durch einen Do rfvo rs teher als "urf bzw . als Gewohnhei tsrecht bezeic hne t.
Ebenso pauschal ersch einen die Orte, an denen solche Entscheidungen getro ffen
werden, als ""utt courts".10

Ist es wirk lich sinnvoll, "uri in all-diesen Zusammenhängen als Gewohn­
heitsrecht zu verste hen? Wenn man bei der Vo rstellung von der allumfassenden
"orientalischen Despotie" Abstrich e zulässt, muß man anerkennen, daß selbst
eine vormoderne Verw altung schriftlichen, rechtlichen Vorgab en folgt, die kei­
nesfall s auf Brauchtum beruhen, sondern eine gezielte Umsetzung von Politik
darstellen . "Urt im Sinne einer autokra tisch und willkürlich agierenden staa tli­
chen Rechtsprechung entspricht auch nicht der Vorstellun g von einem Gewohn­
heit srecht, das eine alternative - dem Staat entgegenges etzte - Methode zur
Schli chtung von Konflikten und zur Regelung sozialer Beziehungen darstellt.

Das in der frühen Neuzeit geprägte europäische Bild von curfberuht auf der
Auffassung, es müsse in Iran , analog zur Situation in Europa, ein klar vonein­
ander geschiedenes ziv iles und kanonisches Recht geben. Diese Trennung in
staatliches Recht und Kirchenrecht funktioniert aber in der Praxis nicht. Weder
propagierten staatliche Autoritäten offen ein "un-islamisches", von der Scharia
losgelöstes Rec ht, noch hätten Vertreter der schiitischen Geistlichkeit einge­
stan den, für eine ganze Reihe von Rec htsbereichen nicht zustä ndig zu se in. Die
Situation ist vie lmehr durch eine bewußt offenge lassene Kohabitation beider
Rech tssphären gekennzeichnet. Gegen diese konnte bisweilen polemi siert wer-

8 Sir John Malco lm, Ahistory ot Petsie. 2 Bde., Londo n 1815, 2:439.

9 Ibid. 2.447. Maleo lm bezieht sich in vielen seiner Ausfü hrungen expli zit auf Chardin.

10 Eine de tailreiche und fak tenorie ntierte Dar stellu ng der <urf-Ge richtshä fe in der safawidi­
sehen Gerichtsba rkeit - ohne eine Erörteru ng der Begrifflichkeit von "utt' - bietet Willem
Floor, "The secular jud icial system in Safavid Persia", Studie Irenies 29 (2000), 9-60 .
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den, abe r sie wurde in ihre n Grund lage n vor Irans Eintritt in die Modeme nicht
in Frage ges tellt.

Die von den europäischen Betrac htern angestrebte Aufspaltung in ein weit­
gehend ungeschriebenes Zivi lrecht und ein legitimie rtes, sc hriftliches
"Kirchenrecht" ge lang ihnen allerd ings auch nic ht ohne Widersprüche. Damit
mußte staatliches Rec ht in ihre n Auge n zum "Nicht-Recht", "Un-Recht", oder
eben zum "Gewohnhe itsrecht" werden. Diese Zu schreibung wird erleichtert
durch das Konzept von der "oriental ischen Despotie". Ein staatliches Recht in
Iran muß notwendigerweise zum "Gewaltrecht" und "Willkürrecht" werden, an
dessen Sp itze der Wi lle des absoluten Herrschers steht. So kann auch Polak im
späten 19. Jahrhundert dem "Ur f", nunmehr nicht einmal mehr mit der Erläu­
terung als Gewohnhe itsrec ht versehen, jede Legi timation absprechen : "Man
kann das Urf nicht eigentli ch Gesetz nennen, weil es sic h weder auf Anteceden­
zien noch feste Normen gründe t, sondern nur auf augenblicklichem Bedürfniß,
Staatsrücksichten und auf Willkür beruht."11

Um dem offens ichtlichen Pro blem zu entkom men, das bei der Verwendung
des Begriffes "Gewohnheitsrecht" in bezug auf staat lich ausgeübte Rechtspraxis
entsteht, wird in modern er Dik tion bisweile n leicht präzisierend von "url' als
"secular cus toma ry law" oder als "co rn mo n law" ges prochcn.U Die Sicht
Chard ins von ' utt als einem uneigent lichen Rech t wird allerdings mit Verw eis
auf Max Webers Defini tion vom patrimoniale n Ethos, das die Unterschiede
zwische n Verwa ltung und Rechtsprechung verwische , beibehalten und neu
begrün det. 13

'Uriu: der Perspektive der persischen Verwaltung
und Rechtsprechung

Die verg leic hende Überprüfung pe rsischer Que llen ist zur Beurte ilung des von
euro päischen Autor itäten der frühen Neu zeit geprägten Bildes von "utt' uner­
läßlich . Im Vergleich zu wes tlichen Aussagen gilt es herauszufinden , ob indige­
ne Quellen eine ähnli che begr iffl ich e Uns icherheit aufweisen. Läßt sich über­
haupt eine einde utige Definition von "ut f aus den Schr iften pers ischer Histori­
ker und Verwaltungs experten able iten, und ist es möglich, "uit als Gewohn ­
heitsrecht zu begreifen?

11 Jacoh Eduard Polak, Persien. dus Land und seine Bewohner, Leipzig 1865, 328 .

12 Floor, "Secular jud icial system", 56 . wo von "comrnon law" die Rede ist; Said Amir Arjomand,
The shadow of God and the Hidden Imam : Religion, politicel order, and socie ta1 change in
Shi'i te Iran Irom the bcginning to 1890, Chicago 1984,49 (dor t "sec ular customary law").

13 Arjomand, Shudow of God, 194-5.
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Die scharfe Trennung zwischen curf und sarc-Jurisdiktion, die wir durch die
Berichte europäischer Reisender für die frühe Neuzeit kennenlernten, wird in der
Sekundärliteratur auch für frühere Epochen vorausgesetzt. Dabei ist in den
zugrundeliegenden Quellen selten von "ut f die Rede. 'Utt dient häufig als ein
orientalistischer Begriff der Kategorienbildung, der zwar authentisch wirkt, es
aber nicht immer ist. So beschreib t Lambton die Peti tions recht sprechung der
Seldschukenzeit, also das Vorrecht des Herr schers, an ihn gerichtete Beschwer­
den und Eingaben unmittelbar zu schlichten, als curf-·Ger icht sbarke it. Es ist
durchaus gerechtfertig t, die Beschwerde - oder Appe llation sgerichte (l11af älim)
der vormon golischen Epoche als den Beginn eine r staatlich-weltlichen Recht­
sprechung zu betrachten . Nizäm al-Mulk spricht in den einschlägigen Passagen
seines Fürstenspiegels allerdings nie von curf. 14

Wenn bei persisc hen Institut ionen vor der Safawidenzeit von "urt als
Rechtsque lle die Rede ist, so ersc heint der Begriff oft in enger Verbindung mit
saric;l, nicht notwendigerweise in Oppos ition dazu. So beschreibt ein insä-Werk
der ausgehenden Mongolenzeit, das Dastür nl-kiitib fi ta'jin aJ-marätib, das
Amt eines Reichsschiedsrichters (~ak8m-i l11al11aJik ). Dieser steht zwischen dem
Militärrichter für Mongo len, dem amir-i ytugii, and den eige ntlichen islami­
schen Richtern, den Kadis. In seiner Amtsbeschreib ung heißt es: "Die Bekräfti­
gung der Ange legenheiten aller Menschen und die Verbesserung des Wohles
von Edlen und Volk ist nur mög lich durch die Ernennung eines Schu tzherm.
Er soll als Schie dsric hter zwischen Herrschendem und Beherrschten, Verwal ­
tendem und Verwalteten, Siegenden und Besiegten, Unterdrücker und Unter­
drücktem fungieren. Mit tiefsinnigen Überlegungen widme er sich seinen
Fällen und schlic hte sie auf Grund lage der Scharia und dem Prinzip der Gerech­
tigkeit, oder durch das Geset z von Brauch und Gewohnheit. Denn die meisten
Leute haben kein Vertrauen in die endgültige Lösung von Streitigkeiten durch
ein auf dem Heiligen Recht beruhendes Urteil , sie werden vorn Aufsuchen der
Scharia-Gerichte abgehalten, sind abe r auch von den drakonischen Stra fen des
mongo lischen Strafrec hts angewidert (...)".15

Abgesehen von der faszinierenden Beschreibung der mangelnden Akzeptanz
existierender rechtli cher Insti tutionen im Iran des 14. Jahrhunderts ist die Ver­
wendung des Begriffes "uit an dieser Stelle von besonderem Interesse für uns.
Der Schiedsrichter ( ~akam) , der Te il der staa tlichen Verwa ltung ist, soll Strei­
tigkeiten gleichberec htigt auf Grundlage der Scharia und des qiiniin-i "ur! va

14 Lambton, "Mahkama", 13b: "Under the Grea t Sa ldjü ks therc was a de lica te balance betwee n
sher"! and "urii jurisd iction . The sultan as judge and guardian of publ ic orde r sat in the
l1la;eiilil1lcourt." Vgl. Abu ' All Hasa n Tüsl Nizärn al-Mulk, Siy ur al-muliik (Siy iisutniime), hg.
von Hubert Darke. Teheran, 4. Auflage. 1378 ( 1999). 18.

15 Muhammad b. Hindüsäh Nahgavän], Dastür al-kiHib fi ca' yin nl-ttuuiitib, 3 Bde., Faksi mile der
Handschrift. Mosk va t964-1976. 2: 1I4f. Vgl. die deu tsch e Zu sammenfassung bei Mahmud
Miraftab, Destür el-kii tib fi ca'y in el -uuuii tib: Edition und Durstellung. Dissertation G öttingen
1956.46.
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Cädat schlichten. Die staatliche Rech tsprechung stellt sich zumindest rhetorisch
nicht außerhalb der Sch aria und nimmt für sich in Anspruch, ihre Regeln an­
wend en zu können. Sie nimmt sich aber die Freiheit, ergänzend ode r alternativ
auf gewohnheits rechtl iehe Praktiken zurückzugrei fen. Keinesfall s sollen sari Ca t
va ma"delnt und ' utt va cädat als einander ausschließende Rechtsprinzipien er­
scheinen.

Wie sieht es mit der Verwendung des Begriffs "ur! bei dem zuvor durch
Kaernpfer eingeführten Beispiel des "Reichsprofossen" (divänbegf) als des
ober sten Strafrichters in der Safawidenzeit aus ? Die Beschreibung seiner
Aufgaben in einem Handbu ch der safa widisc hen Verwa ltung aus dem frühe n
18. Jahrhundert steht durchau s in Eink lang mit de r Kaem pfers. Der diviitibcgi
hält vier Tage in der Woch e Gericht zu Kapitalve rbrechen, er behandelt Be­
schwerden aus den Provinzen mit einem gewissen Streitwert, und er ist verant­
wortlich für die Durchsetzung von Entscheidungen geistl icher Richt er. An
keiner Stel le wird auf die Rechtsgr undlage seiner Urteile im Bereich des
Strafrechts eingegangen. Sein Amt wird auch nicht als clJIf- Gericht bezeichnet.
Die Erwähnung des Begriffes "utt erfolgt ehe r bei läufig bei einer Neben­
tätigkeit: An zwei Tagen der Woche, so heißt es , beschäftigt er sich in seinem
Privath aus mit daCvähä-yi tusäbi-vi "ut ti, also mit staatlichen, wel tlichen oder
gewohnheitsrechtl iehen Streitsachen , die sich mit Fragen der Finanzverwaltung
befa ssen . Aus dem näheren Kontext ist ersichtlich, daß es sich hierbei um
Steuerangelegenheiten und um die Behandlung von Beschw erden gege n andere
hochrangige Beamte hand elt. Dies erklärt den Ausschluß der Öffe ntlichkeit und
die privat e Behandlung der Streitsachen. cUrfverweist an dieser Stelle nicht auf
ein Recht nach Brauch oder Sitte, sondern auf die staatliche Prärogative der Fi­
nanz- und Steuerverwaltung. Die Haupttätigkeit des divänbegi, das Strafrecht,
wird dage gen nicht mit dem Begriff curf oder curfi belegt. 16

In dem aus derselben Zeit stammenden, parallelen Werk von Mirzä Rafr ä,

dem Dastü r al-mulük, wird der Begriff "ut f ebenfalls nur an wenigen Stelle n
erwähnt. Eine davon ist die Tätigkeitsbeschreibung des Richters (gät T) von
Isfahan . Vor ihn gebrachte Stre itfäll e entscheide er auf Grundlage der vorgeleg­
ten Dokumente und übergebe die Ausführung seiner Urteile dann den Vertretern
der staatlichen Autorität ( IJ uk käm-i curf) . Der Übersetzer des Werkes gib t im
Glossar "utf mit "customary law " wied er und versteht die bukkiim-i -"utt' als
Vertreter desselben. Doch ein Verwei s auf ein konkurrierendes Recht ssystem ist
zum indest dieser Passage nic ht zu entnehmen . Ent sch eidend ist, daß der
(Scharia-) Richter seine Urteile nicht eigenständig durch setzen kann . Daher muß
er ihre Durchführung den staatlichen Vertretern übertragen , also der Poli zei im
weite sten Sinne (wenn wir einmal davon absehen woll en , die Polizei als eine

16 Mirza Samf ä, Tmkimt sl-tnuliik: Siizmiin-i idäri-yi hukümut-i $afavi yä ta' Iiqit-i Mfnurski
bet tal,kirat sl-muliik, hg. Muh amm ad Dablr-Siyäql, übers. Mas' üd Raga b-Niyä , Teheran
1368 (1989), 12f.
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modem e Institutio n zu begreifen). "Uri ersc hei nt hier also als ein Synonym für
die ausfüh rende staatliche oder weltliche Gewalt. 17

In Texten des angew andt en isla mi schen Rech ts stellt sich die Verwendung
des Begri ffs "uri etwas anders dar. In privatrecht lie hen Verträgen zu Kauf,
Pacht, Schenkung oder Stiftung verweist ' utt nicht auf staatliche Autoritäten
oder die weltliche Rechtsprechung , sondern beschreibt gewohnheits mäßige Be­
dingungen in der Definit ion von Besitzverh ältni sse n. So verweis t die Form el
taväbjC-j .sarCiya va "urtiye auf die zu einem verkauften oder vermieteten Obje kt
notwendigerwe ise dazu gehörigen Bestandteile, wie die Schafspferche, die zu
einem Dorf gehören , oder die Töpfe und Kesse l einer Fä rberwerkstatt .lf Eine
weitere Unterscheidung zwischen "urfi- und .sar'"j-Bestandte ilen wird dabei nicht
getroffen. "Ud erscheint in diesem und ähnlichen Aus drücken keines falls im
Gege nsatz zu relig iöse m Rec ht, sonde rn wird meist als integrativer Bestandteil
eines Recht s verstanden, das letztlich unter der Autori tät der Rechtsgelehrten
steht.

Auch Urteile von geis tlic hen Ric htern des 19. Ja hrhunderts verwe isen
kaum auf kon krete Pra ktiken, die als ' urt oder "utii beze ichn et würden . Eher
finden sich noch Aussagen wie trad itionell (= sunnati) ode r altherg ebracht (= az
qadJm ), zum Beispiel bei der Reg elung von Be wässerungsrechten oder der
Klär ung kompliz ier ter Besi tzverhä ltnis se auf dem Land. Denn och zeigt sich
gerade bei Gerichtsurteilen oft eine bewußte, gewohnhei tsrechtliehe Abkehr von
im islamischen Recht vorgeschriebenen Verfahre nsweisen. So wird bei Eigen­
tums streitigkeiten die Existen z von vorgelegten sch rift lichen Verträge n in der
Regel wesentlich stärker gewichtet als Ze ugena ussagen, auf die oft ganz ver­
zich tet wird. Das he ißt, Urte ile werden von den unabhäng igen ge ist lichen
Richtern meist nach Aktenlage gefä llt, wobei die Gültigkeit von sch rift lichen
Verträge n aufgrund der vorhande ne n Sieg el de r beteiligten Rec htsgelehrten
bestätig t wird.

Die obigen Beispiele zeigen, daß die Trennung zwischen curfund sarc in
der indigenen Wa hrnehmung oft seh r viel we niger schar f ausfä llt als in west ­
lichen Quelle n. So woh l islam ische Rechtsgelehrte und geist liche Richter als
auch staatl iche Amts träger erkannte n die en ge Verschränkung von staatlichem
und religiösem Recht in der Praxis an. Viele Einrichtungen und Praktiken, die
in der westlichen Literatur unt er der Kategorie "ur! zusammenge faßt werden ,
tauc hen in pe rsischen Quellen nich t oder nur sehr beschränkt unt er dieser
Bezeichnung auf. Grundsätzlich lassen sich zwe i Ebenen unte rsche iden . Dies ist

17 MIrza Rafi vä, Destiir al-mulük: A manual ot' later Sniuvid sdniinistnuion, übers. mit Anmer­
kungen und dem Faksimi le de r Handschrift von Muh amma d Ismai l Marcin kowski , Kuala
Lumpur 2002 , 422 (folio Sb), Über setzun g 87, dor t ist hu kk üm-i "urt] zu ko rrig ieren als
hukkiim-i <ur!

18 Christoph Wcrne r, "Formal aspccts of Qaj ar dec ds of sa le", Persion docunients, ed. Nobuaki
Kondo, London 2003, 13-49: 27 (zu Vertragsformularen des 19. Jahrhu ndert s, dari n ein
früherer Versuch, curf als "eommon sense" wiede rzuge ben).
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zum ersten eine integrative islamische Perspektive, die ' urt' als einen Bestand­
tei l oder eine legitime Erweiterung eines einzigen Rechts betrachtet. Diese
Perspektive finde t sich in den juristischen Formeln von nach islamischem
Recht abgeschlossenen Vertragstexten . Sie ist aber nicht auf geistliche Funk­
tionsträger besc hränkt, sondern ist auch bei der Beschreibung von Ämtern wie
dem des erwähnten tmksm-i mamälik aus de r Ilkhanzeit anzutreffen . Eine
zwei te, abgrenzende Perspektive un terscheidet zw ischen den Prärogativen der
welt lichen Autorität des Staates und denjenigen der geistlichen Gelehrten. 'Utf
ist dabei dann je nach Kontext als "staatlich", "weltlich" , "säkular" oder "zur
Finanzverwaltung gehörig" zu verstehen . Auch diese Perspektive kann je nach
Bedarf und Zielsetzung von beiden Seiten benutzt werden. Denn wie Floor in
seiner Beschreibung des staatlichen Gerichtswesens abschließend feststellt:

"The fac t that some relig ious scholars qu estioned the legality of the 'ort or
common-law co urt was simply a bargaining position to increase their own influ­
ence, and had litt!e to do with challenging the structu re of society or ev en that of
the legal systern." 19

Wie lässt sich "uttu: diesen beiden Perspektiven mit der Vorstellung eines
Gewohnheitsrechts vereinbaren? Ob und in welchen Bereichen die Bezeichnung
von staatlichem Recht als Gewohnheitsrecht denkbar sein könnte, ist abhängig
von der Behandlung der bisher aufgeschobenen Frage nach der Definition von
Gewohnheitsrecht.

Die Definition von Gewohnheitsrecht

Ist es korrekt, Aspekte staatlicher Machtausü bung, Rechtsprechung und Verwal­
tung als Ge woh nhe its recht zu inter pretieren? Die europäische rechtshistorische
Definition von Gewohnheitsrecht betont drei charakteristische Merkmale. Zum
einen ist Gewohnhei tsrecht ein Recht, das auf Brauch und Übung innerhalb
einer Rechtsgemeinschaft beruht. Hinzu kommt, daß es nicht durch Institutio­
nen gesetzt ist und es sich um ein ursprünglich mündlich überliefertes, also
nicht-schriftliches Recht handelt. 20

Die historische Realität erweist sich jedoch auch hier als deutlich komple­
xer. So bleibt das Gewohnheitsrecht in der Schweiz auch nach seiner Verschrift-

19 Floor, "Judicial sys tern" , 56.

20 Historisches Lexikon der Schweiz, "Gew ohnheitsrec ht" (Arme -Marie Dubler): "Die hist. Wis­
senschaft vers teht unter dem G. das durch Brauch und Übung innerhalb einer Rechtsge­
rneinschaft entstandene, vcr hindl ., mündl . tradierte Recht , das in den Quellen jeweil s als
Gewohnheit (lat. co nsuetudo, mos; fran z. coutumc, lI S et coutumes; ita!. con sueto, costume)
und Alte s Herkommen bezei chnet wird . l...] Das G. steht im Gegensat z zum geschriebenen,
ge set ztcn Recht (Sa tz ungsrec ht) . das in einem förml. Ve rfah ren von einer Beh örde
gesc haffen wurde ." (htlp://www.lexhist.c h/externc/protectitextes/dID3 6507.html (Zugriff am
30.12.2003).
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lichung, die seit dem 14. Jah rhundert in sogenannten "Rödeln" erfol gte, ein
Gewo hnheitsrecht. Erst die offizielle Kodifiz ierung in coutum iets unter Einbe­
ziehung von Aspekten des römischen Rechts im Laufe des 17. und 18. Jahr­
hunderts hob diese n Charakter auf. Deutlich wird dabei auf jeden Fall, daß auch
im europäischen Zusammenhang Nichtschriftlichkeit keinesfa lls ein zwingendes
Merkmal von Gewohnheitsrech t sein muß. Auc h die Beteiligung von vorrno­
demen staatlichen Institutionen wie Stadtversammlungen. Bischöfen oder Terri­
torial herren an der Schaffung, Aufzeic hnung oder Umse tzung von Gewohn­
heitsrec ht verändert dessen Wahrnehmung nicht. Die Definition des Gewohn­
heitsrechts erfolgt in der Praxis in Abgrenzung zum kano nischen und römi-
schen Recht.2 1 .

Um zur Situation in Iran zurückzukehren, so könnte staatlicher "ur!diesem
pragmatischen rechtshistorischen Verständnis zufolge durchaus als Gewohn­
heitsrecht verstanden werden. Die begrenzte Verschriftlichung staatlicher
Rec htsv orsch riften und die aktive Tei lha be staatl iche r Institu tionen am
Gewohnheitsrecht wären kein grundsä tzlicher Widerspruch. Die Untersc hiede
liegen eher auf einer anderen Ebene . Wie zuv or geze igt, schie n die fehlende
Kod ifizierung des Rech ts die europäischen Autoren des 17. Jahrhunderts
weniger zu irritieren als die Schwierigkei t, das "uit in angemessener Weise
zwischen den ihnen vertrauten Formen des römischen und kanoni schen Rech ts
zu positionieren. Auch in der Schweiz erfolgte die Definition von Gewohn­
heitsrecht nich t allein über abs trakte Merkmale, sondern über die Abgre nzung
zum gese tzten , römischen Recht. Ein vergleichbares , übergeordnetes weltliches
Recht finden wir im Iran aber nich t.

Bei der Beurtei lung des gewohnheitsrechtliehen Charakters von staatlichem
"urt begegnen wir zudem einem Quel lenproble rn. Wä hre nd wir zumindes t
andeutungs weise ei ne Vors te llung von den Zuständ igkeitsbereic he n und
beteili gten Autoritäten des "u t f haben. wissen wir fast gar nichts über seine
Entscheidungsgrundlagen und ob diese zumi ndest für den internen Gebrauch in
schrift licher Form vorlagen .j? Dabei ist zwischen den beiden Hauptbereichen
des staat lichen "urf, dem Strafrecht und dem Steuer- und Finanzrecht zu unter­
scheiden. Darüber hinaus verlangt die Gesamtheit des staatlichen Curf nach einer
Auflös ung in verschiedene Ebenen und Funktionen. Zumindest eine grobe
Trennung in judikative und exekutive Zuständigkeiten staat licher Autorität und
eine Unterscheidung zentraler und loka ler Ebenen ist unerläßlich. Eine Gleich­
setzung von staatliche m "uri und Gewohnhe itsrecht ist daher nur bei weiter­
gehender Differe nzierung für ausg ewählte Bereiche staatlicher Rechtsprechung
und Gewalt ausübun g möglich .

2 1 Theodor B ühler, Gewohnheitsrecht und Landesherrscheit im ehem aligen Fürstbistum Busel,
Zürich 1972.

22 Marc inkowski in Mirz ä Rafi'ä, Dastür al-tnuliik, 3 15n, zur Frage nach der Exis tenz von Qii­
nünniimas.
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Das oben eingeführte rechtshis torische Vers tändnis von Gewohnheitsrecht
steht im Gegensatz zu der breiten , ethnologisch geprägten Verwendung des Be­
griffes "ada t", wie sie in mehreren der im Rahmen des Symposi ums vorge­
ste llten Beiträge im Vor dergrund steh t. Dort wird Gewohnheitsrecht als ein
übergreifendes Regelwerk vers tande n, dessen rechtliche Aspekte nur einer von
mehreren Teilbereichen sind . Mit Bez ug auf Indonesien beschreibt Frit hjof
Kulmen Gewohnheitsrecht folgendermaßen : "Unter Ada t versteht man die
tradi tionellen Regeln, die festlegen, 'wie die Dinge getan werden müssen' .
Diese Gewohnheitsrege ln umfassen den religiösen Glauben, die kulturell deter­
minierten Riten und Zeremonien, die Struktur de r Gesellschaft, die bestehende n
Nor men und die Art de r Beziehun g zur Natur, zu anderen Mitgliedern der
Gesellsc haft und zu Gott . Für den Einzelne n ist Adat ein allumfassendes
Regelwerk, welches sowohl verbindlich als interna lisier t ist."23 Eine Anwen­
dung dieses Verständnisses von Gewohnheitsrecht auf das staatliche oder welt­
liche "urf als einem staa tlich en Gewohnheitsrecht ist nich t möglich. Es trifft
aber für einen andere n Bereich von Gewo hnheitsrecht in Iran zu, die gewo hn­
heitsrechtlichen Prakti ken und Normen tribaler Gesellschaften Irans.

Die ethnolog ische Perspektive tribaler Gesellschaften Irans

Die einschränke nde Beurteilung staat licher Macht und Rec htsp rech ung als
Gewohnheitsrecht bedeutet nicht, daß "echte" gewohnheitsrechtliche Praktiken
und Normen in Iran nich t zu finden wären . Die Sonderst el lung tribaler
Gesellschaften in Iran wurde scho n von dem zuvor eingeführ ten Reisenden
Maleolm zu Beginn des 19. Jahrhunderts wahrgenomm en: "The customar y law
of these tribes differ s materially from that of the rest of the population: they
have , in fact, a separate system of jurisdict ion. "24 Die Beispiele, die Maleolm
aufführt, klingen durchaus vertraut. Er bet on t die Autor ität von Stamm es­
führern und Älte sten , die in offene n Ve rsammlungen Konflikte um Land besitz
oder Weiderechte regeln . Auch Str afen werden von den Führern der Stämme
eigen ständig verhängt und Vergehen aller Art direkt verfolgt: Tribales Rech t
enthält von der Scha ria abweichende Regelu ngen zu Blutge ld, Ehesc hließung,
Scheidung und Brautgeld . Diese eigenständigen Recht sformen blieben bis zur
Einführung des modemen Staates und in weiten Bereichen auch darüber hinaus
in Kraft.

So berichtet der 1869 eingesetz te russische Gre nzkommissar Ogranoviö
ausführlic h über gew ohnheitsrec htl iehe Praktiken bei den Schahsavan. Diese

23http://www.profess or-frithjof-kuhnen.de/ pub licationslbodenonlnung-in-asie n/I -3-1. htm
(Zugriff am 30.12. 200 3).

24Maleolm . History ur Persia, 2:457.
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turksprachi gen Nomaden konnten sich zu dies er Ze it noch relati v frei zwischen
iranischem und russischem Territorium im Grenzbe reich Aserbaidschans bewe­
gen. Raub und Gewalt, so Ogranovi ö, seien häufig anzutreffen, meist als Resul ­
tat komplizierter Blutrachebeziehungen : "When, as frequen tly happens during
the raids of one tribe on the herds 01' another, a man from one tribe is killed by
a ma n of the other, then the whole tribe of the victim enters a feuding
relationship (qa nlJ) with the kil ler' s tribe." Die Ve rgeltung konnte durch
Ausgleich gelöst werden: "Conciliation is effected as folIows: the elders and
most respectcd persons 01' the killer's tribe, or respected men 01' so me other
tribe, act as mediators and go to the injured tribe to make overtures of peace;
meanwhile they offer presents; then the kille r him self apologiz es and offers
blood-money, and they usually conclude the matter by arranging a marriage
between the two sides, the injured side tak ing a bride from the offender."25

Die Praxis , Blutrachebeziehungen durch Heiratsallianzen zu schlichten,
wobei eine oder meh rere Frauen als "Blutge ld" des Tä ters an die erweiter te
Fam ilie des Op fers übergeben wurden, ist auch aus indigenen Erzählungen
überliefert. Ähnl iche Praktiken finden sich nicht nur be i den Schahsavan ,
sondern auch heute noch bei lurischen und arab ischen tribaien Gesellschaften
der Gegenwa rt.26 Auffallend im Falle der Schahsavan ist, daß die Aufzeichnu ng
und Definition gewohnheitsrechtlicher Praktiken wie auch im Kaukasus und
anderen Regionen russischer Expansion durch koloni ale Autoritäten erfolgte.
Der pragmatische Ans atz im Verständnis tribaler Rech tspraxis steht dabei in
engem Zusammenhang mit konkreten praktischen Problemen der Befriedung
und Kontroll e der neuen Grenzregionen Aserbaidschans. Der Konnex zwischen
der Beschreibung von Gewohnhei tsrecht und kolonialer Praxis fällt im Falle
Irans umso mehr auf, da dort anso nsten keine ausländischen kolo nialen Inter­
esse n anzutreffen sind . In anderen Wo rten, ers t die koloniale Situation schafft
ein Gewohnheitsrecht, das ansonsten ande rs gefaßt und beschrieben wird .

Dies zeigt sich auch darin , daß die Frage nach Recht oder divergierende n
Rechtssy steme n bei der Gesamtbetrachtung tribaler Gesellschaften Iran s eine
untergeordnete Rolle spielt. So sucht man in einem der großen Standardwerke
der ethnologischen Literatur zu Iran, Lois Becks The Qashqa'j of lrun, vergeb-

25 Ric hard Ta ppe r, Frontier nomads ot ' Iran: <1 poli tical end sociul history of thc Sbubscven, Carn­
br idge 1997, 179. Tapper z itiert LA. Og ra novi ö, "Svcdeniya o Sa xse ven ax". K avkuzskiy
Ka/endar na 187 / god, 2 ( t870), 68-84.

26 Für ei n münd liches Ze ugni s siehe Ta ppe r. Frontier Nomsds, 276 . Zur gege nwärtige n Praxis
Farlda Mag ld! tl äm ana, "Naqs-i zanän da r hall-i mun äqa sät -i Ill (narnüna-yi mauridi- yi il ät-i
Lur va "Arab)" [im Konferenzprogramrn: "Role of women in reso lving disputes in nom ades of
Iran (s ie)") Vort rag gehalten auf der Fifth European Conietence oi' Iranian Studios, 6. - 11.
Oktober 2003 in Ravenna.
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lieh nach einem Indexeintrag zu 1aw oder custotnety 18W.27 Auch bei der enzy­
klop ädischen Behandlung der Nomaden im Nordosten Iran s durch Papoli- Yazdi
findet sich keine separate Behandlung rechtlicher Fragen .28 Einze las pek te. die
man auch rechtlich interpretieren kann , werden mei st unter der Rub rik sozio­
pol itische Organisationsformen behandelt.

Zu den wenigen rech tlichen Aspekten, auf die Papoli-Ya zdi ve rweis t,
geh ört die Umgehung des staatlichen Verbotes der Polygamie in der Schah-Zeit
durch die Stämme. Deren Vertreter beschreiben die Gültigkeit und Durchsetz­
barkeit solcher Verordnungen in ihrem Bereich als nicht relevant. Ebenfalls in
den Bereich fami lienrechtlicher Zu sammenhänge fällt der Brauch der nachträg­
lichen Anerkennung von durch gemeinsames "Entlaufen " erreic hten Wunsch ­
heiraten durch Vermittlung tribaler Autoritäten. s''

Nic ht nur auf die Qashqa' i treffen Lois Becks Be schreibungen der Funk­
tionen triba ler Führerschaft zu. Ausfü hrlich be ha ndelt sie die Rolle de r Khane
als Führer der einzelnen in einer Konföderation zusammengefaßten Stammes­
gruppen: "Khans, oft en through hcadrncn, handled general tribaI affairs; they
designated local leaders, administered triba i law and justice, resolved intratribal
and intertribaI disp utes, negotiated wit h sedentary authorities, collected taxes,
coordinated ccono mic redistr ibution, and organized defensive and offensive
activi ties" .30

Was ist konkret un ter der Bezei ch nung "tribales Recht" zu verstehen? Eine
klare Trennung zwischen den versc hiede nen Funktionen de r Kh ane lässt sich
nicht ausmachen. Ihre Autoritä t erstreckt sich über verschiedene Bereiche, von
denen einige wirtschaftlicher, einige organisatorischer und einige auch recht­
licher Natur sind. Die Khane weisen den Untergruppen Migrationsrouten zu
und kontrollieren die Verteilung von Weidetlächen. Sie vermitteln bei Disputen
zwi schen Mitgliedern unterschiedlicher tri baI er Gruppen und bei Konflikten,
die auf einer unteren Ebene nicht zu lösen waren. Dies kann auch familiäre
Probleme betreffen, wie der Mißbrauch von Frauen oder die Vermeidung von
Zw angsehen. In die Autorität der Khane fällt auch die Bestrafung von schweren
Verbrechen wie Mo rd oder Totschlag, de r Diebstahl von Tieren oder die
Zers töru ng oder unberechtigte Aneignung von Weideflächen. Die Ve rhängung
von Ge lds trafe n und auch körperliche Strafen sind möglich, genauso wie die
Fes tse tzu ng von Blutgeld . Zwangsmittel umfassen die Verhängung von wirt­
schaftlic hen und gese llsc haftlichen Sankt ionen, wobei an die Verweigerung von

27 Lois Beck , The Qashqa'i of Iran, New Haven 1986. Dasselbe gilt auch für frühere Werke wie
Pier re Oberling, The Qashqä'j nom ads ot' Fars, The Hague 1974, und Fredrik Barth , Notmuts
ot South Persis: The Besscri trihe 01'the Khumseh conie detucy, Oslo 1964. .

28 Moham mad-Ho ssein Papo li -Yazd i, Lc nomadisme dans le nord du Khotussun (ltnn ), Paris­
Teheran 1991.

29 Papol i-Yazdi, Nomadismc, 300, 343. Vgl. auch Heck , Qashqa'i, 225.

30 Heck, Ooshqu'i, 165.



168 Christoph Werner

Weiderechten oder den Entzug jeglicher Formen materie ller und politischer
Unterstützung zu denken ist. Im modemen Kontext fung iert die tribale Führung
auch als Fi lter gegenüber staatlichen Rechtsinstitutionen. So wird versucht,
Nachrichten über schwere Verbrechen den staatlichen Stellen vorzuenthalten,
um polizeiliche Zugriffe und formale Untersuc hungen zu vermeiden und
stattdessen einen internen Ausgleich anzustreben.'!

Hervorzuheben is t bei der Darstellung Becks, daß offensichtlich bei den
Qashqa'i die Wa hrnehmung solcher Praktiken als eines distinkten, identitäts­
stiftenden Rechtssystems fehl t. Man vermißt auch eine bew ußt ausgesprochene
Abgrenzung zur Scharia oder zu staatlichem Rech t. Die von Stammesführern
oder Ältesten auf unterschiedlichen hierarchischen Ebenen traditionell ausgeübte
Autorität be i Recht sstreitigk eiten aller Art beruft sich sowohl auf die Scharia ,
als auch auf Cädat, und das Gemeinwohl (l11a~laf.Jat), wobei die Festsetzung von
Strafen auf ihrem eigenen Gutdünke n zu beruhen scheint.V Mit wachsendem
st aatlichem Einfluss gi ng diese Autorität im Lau fe des 20 . Ja hrhunderts
allm ählic h verloren . Sei t den 1960er Jahren ko nnten nur noch kleinere Rec hts­
stre itigkeiten von den entsprechenden Stammesfü hrern direkt geregelt werden.
Zu nehmend die nten sie als Vermi ttler, gerade auch im Umgang mit der Polize i
und staa tlichen Autoritäten.I'' Int eressant ist auch hier, daß dieser Mac htve rlust
nicht in eine Diskussion um die Wertigkeit unt ers ch iedlicher Rec hts sys teme
mündete. Tribales Gewohnheit srecht wird mehrhei tlich weder in der Sel bstdar­
stell ung noch in der besc hreibenden An alyse der Ethnologen als "Gewohn­
heitsrecht " beschrieben. Auch der Begriff Curffällt in der Rege l nicht.

Eine Ausnahme bildet die klassische St udie von Bahman-Baigi mit dem
Titel "Utt va "ädat dar Casäyir-i Fiits, die de m Gewohnhei tsrecht der tribaien
Gesell sch aften de r Provinz Färs gewidmet ist. 34 Sch on die zentrale Verwen­
dun g des Begriffspa ars curf und Cädat sticht hervor; auch der dezidiert rechts­
orie ntierte Ansa tz und die "jur istische " Gliederu ng der Arbei t heb t sich deut lich
von der so nst ige n Li terat ur ab. Bah man-Baig i bietet keine eigene Defi nitio n
von "utt oder Ge wohnheitsrech t, abe r die Th emen, die er behandelt , stimmen
erst aunlich gut mit der zuvor eingeführten, breiten Charakterisierung von Adat­
Gew ohnheitsrecht überein. Nicht nur Zivilrecht, Stra frec ht und die Regelung
von Ko nfl ikten und Streitigk eit en fallen na ch Bahman-B aigi unt er "urf va
cädat, so ndern auch politi sch e Organisa tionsformen und traditionelle Bräuche

3 1 Ibid. 224-25.

32 Ibid. 183-85.

33 Ibid. 307.

34 Muhammad Bahrnan-Baigr, 'U d va "iidat dar ' asäyir-i Fiits , Teheran 1324 (1945) . Interessant
ist das Vorwort des nunmehr über lW-jä hrige n Autors zur Neuautlage Siräz : Navid-i Siräz.
138 1 (2002), welches die Rezeption des Wer kes und die politisc hen Sc hwierigkeiten der
Beschäftigung mit tribal em Gewo hnheitsrec ht in Iran behandelt. Tro tz des umfassenden T itels
handelt es sich um eine Studie von nur knapp hunder t Se iten , eine theoret ische Auseina nder­
setzung mit dem Thema ist nicht enthalten.
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und Vorstellungswelten. Dazu gehören Musik und Myth en ebenso wie Techni­
ken der Weissagung und Traumdeutu ng und Maßnahmen zur Abwehr des
Böse n Blick s. Am ausführlichsten sind seine Au ssagen zu Ehe und Familie,
und auch die Abgrenzung zu staatlichem/religiösem Recht wird deut lich formu­
liert : "Die Ehen werden gewöhn lich nac h dem Recht von ' ur t' va cädüt ge­
sch lossen . Bisweilen findet sich ein völliger Widerspruch zu existierenden
Gesetzen (qavünin). Aber nirgendwo wird es von Justizeinrichtungen beein­
fluß t, und daher wird immer und in allen Angelegenheiten die Unterordnung
unter das Gewo hnheitsrecht den Gesetzen vorgezogen."35

Wie kommt es zu der zurückhaltenden Behandlung rechtlicher Fragen in
weiten Teilen der west lichen ethnologischen Literatur zu tribaien Gesellschaften
Irans? Warum wird es vorgezogen, von "Stammesrecht " anstatt von "Gewohn­
heitsrecht" zu sprechen? Der Grund mag zu einem guten Te il darin liegen. daß
die Vorstellung eines Gew ohnheitsrechts in his torischer Perspektive ja schon
einschl ägig besetzt ist, wenn "urt' mit dem staat lichen Gewaltmonopol assozi­
iert wird. Somit werden Konfl iktregelungsmechanismen auf anderer Ebene oft
ga r nicht als Rechtsnormen oder Rechtssysteme perzipiert. Die Frage des
Rechtspluralismus ste llt sich also in diesem Fall grundsätzlich anders dar als in
Ländern und Kulturen, in denen staatliche Traditionen schwächer ausgeprägt
sind. In Iran ist es also nicht der Fall , daß die Abw esenheit staatlicher Struk­
turen ein mit der Scharia konkurrierendes Gewohnheitsrecht ermöglicht , wie es
ebensowen ig zut rifft , daß ein Gewohnheitsrecht unter Ausschluß der Scharia
mit einem kolonialen ode r postkolonialen Recht konk urriert .

Auf der Suche nach einem echten Gewohnheitsrecht in Iran kann man also
durchaus fündig werde n. Dies gilt allerdings nur für tribale Gesellschaften
Irans, die nicht zule tzt auch aufgrund unterschiedli cher ethn ischer und sprachli­
cher Wurze ln eine Minderheite npositio n einnehmen. Eine überg reifende Identi­
fikation von gewohnheitsrechtliehen Praktiken mit der gesamten iranischen
Bevölkerung ist bei "triba lern Recht" nich t mög lich, auch nich t in einer histo­
rischen Perspektive. Es gibt bislang auch keine Versuche, vergleichb are Prakti­
ken tribaien Gewohnheitsrechts als ein übergreifendes System von iranischem
Gewohnhei tsrecht zu verstehen oder sie in einem komparati ven Ansat z zusam­
menzufassen.

"Uti u: der schiitisc hen Diskussion zu den Grundlagen
islamischen Rechts

Als Ergänzung zu der in we iten Teilen historischen und rechtspr aktischen
Betrach tung soll zum Abschluss auf den Begriff ' ur! in der gegenwärtigen

35 Ibid. 24.
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Diskussion islamischer Rechtswissenschaft (fiqh) eing egangen werd en . In Iran
ist die Frage nach der Inkorporierung von Alltagspraxi s in das trad itionelle
System islam ischen Rechts von doppeltem Intere sse. Einerseits ist die Suche
nach Möglichkei ten , islam isch es Recht uni verseller zu interpretieren. seit der
Verfassungs revolution von zentraler Bedeutung für reformorientierte Juri sten
und Theologen. Die Vereinbarkeit von islamischem Recht mit den Erforder­
nissen moderner. un iversaler Rechtsprinzip ien steht dabei im Vorde rgrund.
Zum anderen stand die Is lamische Republik von Anfang an vor der ent schei ­
denden Frage, wie die praktischen Anforderungen einer modem en Gesellschaft
mit den klass ischen islamischen Vorschriften in Einklang zu bringen seien. Der
Begriff "utt'spielt dabei eine entsc heidende Rolle .

Der Angelpunkt. der die historische Perspektive der Recht sbe trachtung mit
dem modem en Iran verbindet. ist die Verfassungsrevolution von 1906-07. Eine
der wichtigs ten Ant riebskräfte der Revol ution war das Verlangen nach einem
unabhängigen und verlä ßlichen Rec ht und der Einrichtung entsprechender Insti­
tutionen.w Bis zur Mitte des 19. Ja hrhu nderts war die Koex istenz von staat­
lichem und religiösem Rech t we itgehend unangefochten geb lieben. Erst die
unsys tematische und widersprüchli che Po litik unter den späten Herrschern der
Qadscharendynastie bei de r begren zten Einführung von Refo rmen führte zu
wac hsenden Konfl ikte n. Ocr Versuch des Staa tes. seinen Einfl uß im Rec hts­
bere ich auszudehnen, stieß auf den wachsenden Widers tand der UlamaY Die
Rechtsprechung. dere n Zuständigkeit nicht mehr eindeutig gek lärt war , wurde
mehr und mehr als undurchsichtig, willkürlich und korrupt empfunden. Dies
galt sowohl für die Vertreter des Staates als auch für die geistl iche Gerichts­
barkeit, die unabhängig von staatlicher Kontrolle in den Händen individuell
agie render Rech tsgelehrter lag. In der Praxis bedeutete das, daß Kontrahenten
gezwungen waren, sic h zwisc hen ei nander widersprechenden Autoritäten zu
bewegen. Sie mußt en Rec htsg utach ten und Urtei le von verschiedenen Seiten
einholen und hatten oft wenig Hoffnung auf eine Durchsetzung ihrer Forde­
rungen. Hinzu kam die Aufnahme europäischen Gedankengutes, die zu einer
scharfen Kritik an autokra tischen und nich t auf Gesetzen ges tützten Maßnahmen
führte. Das staatliche Gewaltmo nopol ( '"ur!) wurde zune hme nd als Willkürrecht
und Despotie empfunden.Pi Die Forderu ng nac h klaren Zuständigkeitsbereichen
der Recht sprechung und nach einem neuen , gese tzten Recht wa ren zent rale
Forderungen der Revo lution .

In dem die Gewalten trennung behandelnden Artikel 27 der erweiter ten
Verfassung von 1907 wurd e der Versuch gem ach t, die Zus tändigkeite n der

36 Vanessa Martin, Islam and Modernism : The Iranian R evolution 01'1906. London 1989.

37 Eine gute Übersicht über die Reformen im Gerichtswesen bis zu Reza Schah bietet Willem
Floor, "Chan ge and development in the j udicial sys tem of Qajar Iran ( IROO-1925)", in Qajar
Iren, hg. E. Bosworth , C. Hillenbrand, London 1983, 113-47.

38 Vgl. das Zitat von Polak, s.o. Anm. 11. .
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Judikative zu regeln. Darin heißt es, daß die Rechtsgewalt (quvva-y i qaü"Jya)
den Scharia-Gerichten in Angelege nheiten des religiösen Rechts (sarcJyät) und
den Gerichtshöfen in weltlichen Bel an gen (Curfiyät) zustehe .v? Nach dem zuvor

Gesagten erstaunt es nicht, daß die mehiikim -i "edliye in der Sekundärliteratur
bisw eilen einfach als curf-Gerich te wiedergegeben werden."? Aber entschei­
dender ist die Frage nach der Bedeutung von Curfiyät. Sicherlich nicht gemeint
sind damit gewohnheitsrechtliche Angelegenheiten im engeren Sinne, sondern

vie lmehr all das , was außerhalb des Zuständigkeitsbereiches der Scharia ange­
siedelt ist und als zivilrechtliche Angelegenheit in den de s Staates fällt. Diese
Trennung ist keinesfalls eindeutig und beinhaltet die Frage der Kompetenz­
verteilung zwischen islamischen Rechtsgelehrten und dem Staat in der Zeit der
Verfassungsbewegung. Das Konzept von um ür-i "uttiye ist nicht zul etzt auch
ein Begriff aus der islamischen Rechtswissenschaft, und seine Aufnahme in die
Verfassung zeigt die Mi ta rbe it von Rechtsgelehrten, die sich über seine Reich­
weite keineswegs einig wa ren . Sayyid C Abdulläh Bihbahäni , einer der zentralen

Protago nis ten der Revoluti on, hatte diese Aufteilung und damit die Zuweisung
der umiit- i "uriiye an die weltlichen Gerichte gefordert. Er verzichtete aber auf
eine Erklärung, was darunter genau zu verstehen se i ." ! Ein anderer
Rechtsgelehrter, Mirz ä Muhammad Nä"ini tra t ebenfalls für eine Beschränkung
des Zuständigkeitsbereich es der Ula ma ein und befürwortete Elemente einer
Gewaltenteil ung, die zentrale Rechte an ein Parlament delegieren konnte.f ? Ein
Gegner <;leI' Verfassung, Saib Fa zlull äh , begriff umiir-i "uriiye als Teil de r
herrschaftlichen Aufgaben (um ür-i daulati) . Das Problem des Konst itutiona­
lismus sei, daß er zwischen umür-i cämma, hier fü r Angelegenheiten der rel igi­
ösen Gemeinschaft, und umüi -i duuleti nicht unterscheide und sich in beiden

Bereichen Zu ständigkeit anmaße.P Noch enger sah der Geistliche Asadulläh
Harqäni die Bedeu tung von "utiiyet: Nur ne ue re Entdeckungen und Erfindun-

39 ' Abd al-Rafi" Haqiq at, Tärib-i nahiathä-yi fikri-yi lräniyän dar daura-yi Qägäriy a: «z Mullä
'A li Niiti tä Adib nl-Memzlik Faraha1Ji, 3. Bde., Teheran 1368 ( 1989) ,2:798 mit dem Text der
erweiterten Verfass ung vom 29. Sa'bän 1325q (7.10.1907).

40 Floor, "Judic ial system 01' Qajar Iran", 126, mit Verwe is auf Edwan.l G. Browne, The Persien
Revolution of 1905-1909, Reprint von Cambridge 1910, hg. Abbas Amanat, Washington 1995,
376 : dort allerdings "...ecclesiastical tribunals in rnatters connected with the ecclesiastical law,
und to the civi l tribu nals connected with ord inary law" , Zum späteren Verhältnis zwischen
islamisc he m Rec ht und moderner Ge se tzgebung bis in die 1930er Jahre siehe James
Greenf ield, "Die geistlichen Schari egerich tc in Persien und die moderne Geset zgebung ",
Zeitschritt für vergleichende Rechtsw issenschaft 48 (1934) , 157-67 . Er erklärt ' urfw ie folgt :
"Das Wort 'urf bedeu tet 'öffent lich' , 'no tori sc h' und wurde früh er für di e nac h dem
Gewo hnheitsrec ht gehandhab te weltliche Rech tsprechu ng gebrau cht", 156 Anm .2.

4 1 Martin, Islam and Modernism . 140.

42 Nä'Inls Position bei Reza Hajatpour, Iranische Geistlichkeit z wischen Utopie und Realismus:
Zum Diskurs über Herrschafts- und Staatsdenken im 20. Ih ., Wiesbaden 2002, 122.

43 Martin, Islam and Modcttiism. 185.
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gen im wirtschaftlichen und technologischen Bereich zählten zu den umüi-i
'urtiyu. die ohne Bezug auf die Scharia behandelt werden könnten .v'

In der theoretischen Diskussion der traditionellen islamischen Rechtswis­
senschaft wird c!Jff weder als Gewohnheitsrecht im engeren Sinne definiert noch
als ziv ilrechtliche Angelegenheiten oder als eine gesonderte Jurisdiktion
staatlicher Autor itäten. Vielmehr wird curf verstanden als alles , an das sich die
Menschen gewöhnt haben, mit dem sie bekannt sind und nachdem sie handeln,
unabhängig davon, ob es sich um Sprech- oder Handlungsakte oder um das
Unterlassen ei ner Sache handelt.f ' Eine Unterscheidung in ver schiedene
Einzelaspekte des "urt ist möglich. So wird zwischen allgemeinen, von allen
Menschen unabhängig von ihrer Re lig ion und Kultur anerkannten Gewohnhei­
ten und gru ppens pez ifischen Ge brä uchen unte rsc hieden . Auch die Trennung
zwischen "uri-i $a1}11} und "urt-i tiisid, also rech tlich zulässigen und vom Islam
verbotenen Gewohnheiten, ist anzutreffen. Zu ersterem kann man Sitten wie die
der Gabe von s1rbahä ("Milch preis") bei der Brau twerbung zählen, unter letzte­
res fallen z.B. alle Arte n von Glücksspiel.t?

'Urfist keine eigenständi ge Quelle des islamischen Rechts. Über die Aner­
kennung von "uri könn en aber neue Gewohnheiten in die Scharia integ rier t
werden und bestehende Regeln angepaßt oder erweitert werden. Eine gewisse
Nähe besteht daher sowohl zur Rec htsquelle des Konsenses (igmä") als auch zur
Vorste llung des Gemeinwohls (ma.~la1}a) als Richtschnur politischen und recht­
lichen HandeIns.

Im sch iitisc hen Recht, vor allem in der aktuellen Diskussion um die
Prinzipien und die Methodologie de r Rechtsfindung (usil l al-fiqh) gibt es daIii­
ber hinaus noch eine wei tere Möglichkeit der Integration von 'urt. Dabei wird
eine Verbindung hergestellt zwischen curfund "sql (Vemunft/lntellekt) als dem
vierten schiitischen Prinzip der Rechtsfindung. Brauch und Gewohnheit sind
eine entsc heidende Hilfsque lle bei frei rational abge leiteten Rechtsentscheidun­
gen (igti hä d) . "Urt wird dabei in Verbind ung mit ei nem anderen Begriff
gebracht, dem der site-yi cuqaJä (oder sim cuqaJä '1y a), der natürlichen Hand­
lungsweise vemunftbegabler Menschen.f? So gibt es eine allgemei ne Tendenz
vernünftige r Menschen, ein bestim mtes Verhalten zu bevorzugen. Unabhängig
vom kulturellen Hin tergrund und rec htlichen Vorsch ri ften erscheint es z.B.
allen Mensc hen als sinnvoll , den ausgeü bten Bes itz über Objekte, die sonst

44 Hajatpou r, Iranische Geis tlichke it, 1541'.

45 Birgit Krawie tz, Hierarchie der Rechtsquellen im tradierten sunnitischen Islam, Ber lin '2Ö02,
292 . Hier gibt es keine grundlcgcndcn Untersch iede zwischen sunnitischem und schiitischem
Recht ; "Al i-Riz ä Faiz, Mabädi-y i Iiqli va usiil: mus/uITIIJI but bulJiiiuz musä' ;l-; iitt dü "uliitn,
T ihrän 137 1 ( 1992) , 220 .

46 Faiz , Mabädi-yi Iiqb va usül, 220f.

47 M uharnmad Baqir al-Sadr, Lesso ns in lslami c jurisprudence, transl . wit h an introductio n hy
Roy P. Mottahadeh, Oxford 2003, l Ol , 175 als "conduct ofreasonable people",



'Urf ode r Gewohnhei tsrecht in Iran 173

niemandem gehören, als Begründung für Eigentum anzusehen . In der Sicht von
"All-Rizä Faiz, einem Vertreter einer als neo-khomeinistisch zu bezeichnenden

. Richtung innerhalb der sch ii tisc hen Rechtswissenschaft, ist es unabdingbar,
"utica:« , situ -yi "uqsl« in die freie Rechtsfindu ng, den ig tihäd, einzu beziehen :
"In der Tat ist es so, daß ohne Beachtung von "uri, Brauch (siyara), Ort und
Zeit (zamän va makän), die Grundlage vers tändiger Menschen (banä-yi Cuqalä),
die rationale Grundlage (irtikäz-i caq1i), Sitte ( Cädat), Brauchtum (sunnat), den
Weg der Vers tändige n uertqe-yi Cuqalä) und derg leichen Ausdrücke, die alle auf
diese lbe Bedeutung verweisen, der Rechtsgelehrte (mugtahid), der ein Recht s­
gutachten (fatwa) erte ilt, wie jemand ist, der in den vergangenen Jahrhunderten
lebt. Seine Rec htsgutachten antworte n dann nur auf sozia le Fragen und wirt­
schaftlich-poli tische Beziehungen dieser alten Zeit und können keinen Schmerz
der gegenwärtigen Gese llschaft heilen (" ,),"48

Igtihüd ist also ohne Rückgr iff auf Brauch und Gewohnheit in der mode r­
nen Zeit sinnlos. Dabe i ist es nach Faiz irrelevant, ob man von "urt, "iidet, oder
von sire-yi "uqel« spricht. Auch umgekehrt gilt, daß jede rationale Rechtsent­
scheid ung durch Ort und Ze it sow ie von der Person des Juris ten geprägt ist.
Das Konze pt von zamiin va makän (Ort und Zeit) ist ein weiterer Sch lüssel­
begriff des khomeinistischen, neo- trad itionalistischen f iqh, das als dynamische
Rech tswissenschaft (fiqh-i püyä) bezeichnet wird. Auch zentrale Aussagen der
klass ischen Rechtswissens chaft , so die Vertreter dieser Richtung, sind letztlich
nichts anderes als der Ausdruck einer best immten Zei t, eines bestimmten Ortes
und bes timmter Personen in der Behandlung praktischer Prob leme. Die Träg­
heit der heutigen islamischen Rechtswisse nsc haft sei darauf zur ückzuführen,
daß diese Verbindung in den Medresen ignoriert werde. Der nächste logische
Sch ritt sei daher, anzuerkennen, daß weite Bereiche der islamischen Rechts­
vorschriften letztlich als "urtiy et zu bezeichnen sind. Nur die Kernbe reiche der
Religion , also die Grundprinzipien des Glaube ns wie die Einhei t Go ttes und
das Prophete ntum (tauNd und nu bu vva), die kultischen Vorschrift en ( Cibädät)
und die Ethik seien dav on ausgenommen. Außer halb dieser drei Bereiche sei
letztlich alles "utii und somit frei veränderbar. Dies gilt für alle wirtschaft­
liche n, gesellschaft lichen und poli tischen Bes timmungen, insbesondere für alle
Vertragsformen ( Cuqüd va Tqä cät).49 Wie wei t man hierbei gehen kann , ist
umstri tten und kann in seinen Irnplikationen hie r auc h nicht abschließend
beha ndelt werden. Eine solc he Posit ion ist auch nur scheinba r liberal, wird sie
doch von den Protagoni sten de r Islamischeri Republik für ihre eigenen Ziele
eingesetzt. Die Kritik sei tens der liberalen, modernistisc hen Theo logen fäll t
dah er ent sprechend scharf aus. So bezeichne t der, Philosoph Soroush das Kon-

48 Faiz, Mabiidi va usa]. 204 .

49 Muharnmad MuMiqi, "Dar guft-u-gü bä Dr. "Alirizä Fa iz: Fiqh, "urf, zamän va mak än", Kitiib­
i hattu Nr. 99, 9. Ä<;ar 1381 (2002 ), 20-21.



174 Christoph Werner

zept des Iiqh-i püyä schlicht als leeres Gere de . Shabistari , ein anderer kritischer
Reformer, befürwor tet zwar eben falls die fre ie Anwendung von Vernunft in
nicht bindende n Gebie ten der Rechtswi ssenschaf t. CAqi wi rd dann aber von
ihm weitgehend mit "urf gle ichgesetzt, und damit auch de m Zust änd igkeits­
bereich des fiqh entzogen.P''

Die Wa nde lbarkeit und Vielschichtigkelt des Begriffes Cud zeigt sich in der
zeitgenöss ischen Debatte zur Erneuerung des islami schen Rec hts noc h einmal
aus einer and eren Persp ektiv e. Auch dabei kann die Mehrde utigkeit von 'utios
Mißverständ nissen fü hren . Ein Be ispie l ist die Erweiterung soziologischer
Fachte rminologie in der jüngeren Li ter atur. Hie r steht iurti suden für den
Begriff "Säkularisierung". Der Titel eines Artikels, der auf de n ersten Blick als
"Das Eindri ngen von gewoh nhei tsre chtlieh en Bes timmungen in die schiitische
Rechtswis senschaft " verstande n werden könnte, vertritt vielmehr die couragierte
Th ese, da ß die Theorie Khorn einis von der Herrschaft de s Rechtsgelehrte n
(viiiiyat-i faqfh) entscheidend zur Sä kularis ierun g der schiitischen Jurisprudenz
beitrage .P!

Ein Gewohnheitsrecht in Iran

Die Suche nach einem Gewohnh eitsrecht in Iran führte über die Definition und
den Gebrauch des Begr iffes "ut t zu drei unterschiedlichen Bereichen. Diese
lassen sich vereinfacht wie folgt zusammenfassen: cudals staatliches Gewohn­
heits recht, "uri als tribales Gewohnheitsrecht, und "ur! als islamis ches Gewohn­
heitsrech t. Bei näherer Betrachtung treten jedoch in allen Fällen Prob leme der
Abgrenzung und des Verständ nisse s von "Gewohnheitsrec ht" auf.

Im historisc he n Kontext begegnen wir "uri als Bezeichnung fü r ein staat­
liches Gewohnheit srecht, eine wel tliche Recht sprechung, sow ie fü r Tei le der
Verwaltung. Dabei scheint es mi r gebo ten , die undifferenzier te Gleichsetzung
von Gewo hnheits recht mit staat licher Aut orität und Jur isdiktion unter dem
Überbegriff curfi n Frage zu stellen . Wie zu zeigen versucht wurde, ist der "Ur f"
in weiten Teilen ein orientalistis ches Konstrukt, das eigenen Denkkategorien
entspringt und mit dem eigen e Zie lsetzungen verfolgt we rden. Sowohl die
Zuständigkeiten als auch die Träger des "ur! verweige rn sich einer eindeutigen
Zuo rdnung . In der indigenen Sicht sind die Rechtssphä ren de r Scharia und des
staatlichen Rec hts darüber hinaus wesentlich weni ger deutlich vo neinander
geschieden, als es in der Darstellung west licher Beobachter erscheint.

50 Ashk P. Dahlen, IsJamic Jaw, epistcmology, and mode rnity : Legal phiJosophy in contctnporery
Iran, New York 2003 . 270 , 174 .

5 1 Öahängir Sälih, "Faräyand-i "urfi sudan-i fiqh-i W a", M adara va m udiriyn t, hg. 'Abd al­
Kari m Surüs, Tihrän: Mu'assa sa -yi farh ang-i sirät, 1376 (19 97 ), 6 11-30 [u rsp rünglich
veröffentlicht in Kiyall 24 (1374/ 1995)1.
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Da im Falle Irans diesem Modell zu folge Gewohnheitsrecht mit dem
Bereich staatlicher Rec htsa utorität gleichgesetzt wird und dieses zusammen mit
der Scharia ein exkl us ives duales System bi ldet, bleibt für ein Gewohnhei ts­
rec ht unter ant hropologischen Frageste llungen wenig Raum. Das echte
Gewohnhe its recht der tribaien Gesellschaften Irans tritt daher nur selten unter
der Bezeichnung "ui t auf, obwohl die beschriebenen Pra ktiken und Regeln
dieses zwei ten Bereichs am ehesten de r Vo rstellung eines auf Bra uch und Si tte
beruhenden, münd lichen Gewohnheitsrechts entsprechen.

In der Verbindung der histor ischen Perspektive mit derjenigen de r islami­
schen Rechtswissenschaft treffen wir auf den dritten Bereich der Verwendung
von "uri. Neo-konse rvativ e Ve rtreter der sc hiitischen Rech tswissenschaft
pläd ieren für eine "Integ rat ion von Bra uch und Sitte in die freie Rechtsentschei ­
dung des ig tihäd. Eine Anerkennung von "ut t' als eines eigen ständigen
Gewohnhei tsrec hts ist dabei abe r nicht vorgesehen. Die Defini tion von "uitiye:
bleibt aus islamisch-rech tswissenschaftlicher Sic ht dabe i ebenfalls unklar.

Für die Situation einer urban geprägten Gesellsc haft wie der in Iran ist fest ­
zuhalte n, daß wir ver geb lich nach einem übergeordneten und identitätsstiften­
den Gewohnheitsrecht such en. Die Abwesenheit einer kolonialen Herrschaft , die
zur Beschrei bung und Kategorisierung eines solchen Gewohnheitsrechts hä tte
beit rage n können, is t ein en tscheidender Fa ktor. Eine kla re Opposition
zwischen einem modernen Staat und einem traditionellen Gewohnhei tsrecht
ent fä llt daher ebenso wie die Kon ku rren z zw ischen einem islamischen Gelehr­
tenrec ht und einem auf Bra uchtum beruhenden Gewohnheitsrecht.

Die Suche nach Rechts pluralismus mu ß sich in einem solc hen Fall neu
orien tie ren . Entweder -muß neb en dem sta at liche n und dem re lig iösen Recht
e ine dritte Betrachtun gseben e eröffnet werden, oder es mü ssen ei ndeutige
Kriterien für die Iden tifika tio n von Ge wohnheitsrecht innerhalb de r ange ­
wa ndten Scharia und der Praxis staatlicher Autorität gesc haffen werden. Dabei
ist dann de r Interaktio n und Vermis chung . dieser Rech tsb ereich e besondere
Aufmerksamkeit zu schenken.


